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A. Einführung 

I. Sachverhalt und Fragestellung 

1. Sachverhalt 

Ohne Technik kein Rundfunk. Deshalb betreiben die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten für mehrere Programme ihre Sendeanlagen selbst: nament-
lich für die Hörfunkprogramme I - V und für das Fernsehprogramm 1 (Fern-
sehgemeinschaftsprogramm ARD und Regionalprogramme 1)1. 

Andere Rundfunkveranstalter wollen dies ebenfalls tun; so z.B. die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten für ihre übrigen Programme (Fernsehen 11 
und III) und die privaten Rundfunkunternehmen. 

Dagegen werden rechtliche Argumente vorgetragen. Vor allem steht dem 
das Fernmeldeanlagengesetz (im folgenden FAG) aus dem Jahre 1928 ent-
gegen, das erst dem Reich, dann dem Bund - und damit praktisch der Deut-
schen Bundespost TELEKOM (im folgenden DBP TELEKOM) -, und nun-
mehr der Telekom AG das alleinige Recht verleiht, Funkanlagen zu errichten 
und zu betreiben. 

Das Bundesverfassungsgericht bestätigte im Ersten Fernsehurteil2 am 28. 
Februar 1961 die Regelung des FAG vom 14. Januar 1928 und stellte das 
Recht der Femmeldeverwaltung fest, selbst Funkanlagen zu betreiben, mit 
Ausnahme der bereits betriebenen ARD-Sendeanlagen. Es erklärte, daß zur 
Rundfunkfreiheit ein eigener Senderbetrieb nicht gehöre3• 

Die Bundespost nutzte diesen Urteilsspruch und errichtete und betrieb von 
diesem Zeitpunkt an für möglichst viele neue Rundfunkprogramme die Sen-
deanlagen selbst, obwohl das Bundesverfassungsgericht den Betrieb posteige-
ner Sendeanlagen nur als eine Möglichkeit dargestellt hatte4• So betreibt Z.Zt. 
die Telekom AG die Sender 

I Ausnahme: Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in den sog. "Neuen Bundes-
ländern"; s.u. S. 18. 

2 BVerfG, Urt. vom 28.2.1961, BVerfGE 12,205. 
) BVerfG, Urt. vom 28.2.1961, BVerfGE 12,205 (239). 
4 BVerfG, Urt. vom 28.2.1961, BVerfGE 12, 205 (248). 

2 Oermann 



18 A. Einführung 

fiir das am 6. Juni 1961 gegründete öffentlich-rechtliche ZDF, 

fiir die Dritten Fernsehprogramme der ARD-Landesrundfunkanstalten, 

fiir Deutschlandradio (früher DLF; Langwelle, Mittelwelle und UKW), 

fiir Deutsche Welle (Mittel- und Kurzwelle), sowie 

die Sender auf-den von ihr betriebenen Satelliten (ohne ASTRA) sowie die 
dafiir erforderlichen up-link- und down-link-stations. 

Die Telekom AG hat zudem in den fiinf neuen Bundesländern ent-
sprechend Art. 27 Einigungsvertrag den Betrieb der Sendeanlagen fiir fol-
gende Programme übernommen: MDR, ORB, NDR (fiir Mecklenburg-
Vorpommern) und SFB (fiir Berlin-Ost)5. 

Außerdem strahlt die Telekom AG die Programme fiir alle privaten Rund-
funkunternehmen in der Bundesrepublik Deutschland ab - entweder über 
terrestrische oder über Sender auf Satelliten, soweit nicht ASTRA verwen-
det wird. Sie errichtet und betreibt die hierfiir erforderlichen Sendeanlagen 
und Modulationsleitungen. 

Mit der Gründung von Privatrundfunkunternehmen, mit der immer größer 
werdenden Konkurrenz und dem allgemeinem Trend zu Deregulationsaktivi-
täten mehren sich die Stimmen, die bezweifeln, daß das Monopol aus dem 
Jahre 1928 aus heutiger Sicht verfassungsgemäß ist. Nur einer der gegen die 
frühere DBP TELEKOM und heutige Telekom AG erhobenen Vorwürfe lau-
tet z.B., daß sie Spieler und Schiedsrichter zugleich sei6: Auf der einen Seite 
betreibe sie Rundfunkanlagen und auf der anderen Seite entscheide sie über 
die Zulassung von Konkurrenten und über ihre eigene MonopolsteIlung. Die 
Interessen der Rundfunkanstalten gehen dahin, das Monopol zu lockern, ver-
bunden mit einem Anspruch auf Zulassung zum Betreiben eigener Sendeanla-
gen bei Erfiillung der technischen Voraussetzungen. 

Die Telekom AG ist hingegen wie früher die Deutsche Bundespost und 
die DBP TELEKOM entschlossen, ihre bisherige Stellung beizubehalten. Seit 
Jahren wird dieser Standpunkt damit begründet, daß die zentrale Post oder 
Telekom Versorgungsfunktionen wahrzunehmen habe, die sie nur erfiillen 
könne, wenn ihr die Verantwortung fiir das Gesamtsystem verbleibe, auch 
unter Berücksichtigung ihrer Infrastrukturaufgaben und dem Bereich der 
staatlichen Daseinsvorsorge 7• 

5 Übersicht über die Sender in: IHB 1994/95, S. E 63 ff.; ZDF-Jahrbuch 94, S. 391 ff. 
6 V. Weizsäcker, Wirtschaftspolitische Begründung und Abgrenzung des Fernmeldemono-

pols, in: Mestmäcker (Hrsg.), Kommunikation ohne Monopole, S. 127 ff. (137). 
7 Monopolkommission, Sondergutachten Nr. 9: Die Rolle der Deutschen Bundespost im 

Fernmeldewesen, S. 25 f. 
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2. Fragestellung 

Da es sich hier nicht nur um beliebige Interessengegensätze beliebiger In-
stitutionen, sondern um grundsätzliche Fragen der Verfassung handelt, die 
nicht zuletzt für die zukünftige Entwicklung des Rundfunks - und auch für 
die Entwicklung der Telekom AG - in der Bundesrepublik Deutschland von 
Bedeutung sind, stellen sich insbesondere folgende Fragen, welche untersucht 
werden sollen: 

Wie ist das Errichtungs- und Betriebsmonopol des Bundes für Funkanla-
gen (§1 FAG), welches auch die Rundfunksende- und -empfangseinrich-
tungen umfaßt, verfassungsrechtlich im Hinblick auf Art. 5 GG zu beur-
teilen? 

Sind Rundfunkanstalten befugt oder sogar verpflichtet, Sender zur Ver-
breitung ihrer Programme selbst zu betreiben? 

Können Rundfunkanstalten über das Errichtungs- und Betriebsmonopol der 
Telekom AG gezwungen werden, Sendeanlagen, welche die Telekom AG 
errichtet und betreibt, zu benutzen? 

Erfassen die Verfassungsaussagen und -gebote des Art. 5 GG für die Auf-
gaben der Rundfunkanstalten auch den rundfunkeigenen Senderbetrieb? 

Diesen Fragen im Lichte der technischen Innovationen und eines modifi-
zierten rechtlichen Verständnisses seit dem Ersten Fernsehurteil vom 28. Fe-
bruar 1961 nachzugehen, ist Ziel der vorliegenden Arbeit. 

11. Historische Entwicklung der Rundfunkfernmeldetechnik 

Die Fernmeldehoheit des Reiches war bereits in Art. 48 Abs. 1 der 
Reichsverfassung von 1871 angelegt8. Um den Streit mit privaten Betreibern 
zu beenden, ob die staatlichen Telegrafenverwaltungen das Alleinrecht hätten, 
Telegrafenanlagen für die Vermittlung von Nachrichten zu installieren und zu 
betreiben, und weil die herrschende Lehre eine derartige Auslegung des 
Art. 48 ablehnte9, wurde das "Gesetz über das Telegraphenwesen des Deut-
schen Reichs" vom 6. April 1892 10 erlassen. 

Durch die Novelle zum Telegrafengesetz (Gesetz zur Abänderung des Te-
legraphengesetzes - der "Funkgesetznovelle" - vom 7. März 1908 11 ) wurde 

2* 

8 Lerg, Die Entstehung des Rundfunks in Deutschland, S. 24. 
9 Umfassend Badura, Das Verwaltungsmonopol, S. 203. 
10 RGBI. S. 467. 
11 RGBI. S. 79. 


